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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Sammelübersicht 74 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 1 1 /2546 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 1-11-12-751-8238 der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 21. September 1988 

Dr. Vogel und Fraktion 

Begründung 

Mit ihrer Eingabe verfolgt die Petentin, eine Interessengemein- 
schaft von Einwohnern des Wohngebiets Dankersen-Kanalstraße, 
die Verweigerung einer Genehmigung gemäß § 31 Bundeswas- 
serstraßengesetz durch die Wasser- und Schiffahrtsverwaltung. 
Die Westfälische Ferngas AG benötigt diese ström- und schiff- 
fahrtspolizeiliche Genehmigung, um die beabsichtigte Verlegung 
einer Hochdruckferngasleitung von Minden nach Petershagen 
durchführen zu können. Im Bereich des Ortsteils Minden-Danker- 
sen soll die geplante Leitung im Zuge der Straßenunterführung 
der B 482 den Mittellandkanal kreuzen und anschließend etwa 
560 m parallel zum Kanaldamm geführt werden. 

Die SPD-Fraktion möchte die Petition hinsichtlich der Genehmi- 
gung gemäß § 31 Bundeswasserstraßengesetz und hinsich tlich 
des Benutzungsrechts nach § 2 des Rahmenvertrages Land- 
schaftsverband Westfalen-Lippe/Westfälische Ferngas AG der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung überweisen. 

Das Anüegen der Petenten ist in vollem Umfang berechtigt, denn 
die vorgelegten TÜV-Gutachten können die Sicherheitsbedenken 
für den Mittellandkanal und eine mögüche Gefährdung des 
Schiffsverkehrs nicht ausschüeßen. 

Zum einen wurde nicht geprüft, welches Sicherheitsrisiko durch 
die explosionsartige Entzündung des Gases bei einem Bersten der 
Leitung besteht. In Erlangen schlugen die Flammen etwa 200 m 
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hoch und setzten ein 40 m entferntes Gebäude in Brand. Außer- 
dem war eine Brandbekämpfung infolge der enormen Hitzeent- 
wicklung mehr als eine Stunde lang unmöglich. Aussagen über 
die Wirkungen bei einer Entzündung des austretenden Gases 
wurden in den Gutachten überhaupt nicht getroffen. 

Das Anliegen der Petenten, soweit es die Bundesstraße 482 
betrifft, ist in vollem Umfang berechtigt, da bei einem Bersten der 
Leitung und anschließender Entzündung des Gases katastrophale 
Auswirkungen die Folge wären. Hinsichtlich der Leitungsführung 
entlang dem Böschungsfuß der B 482 beträgt die Überdeckung 
nach Angaben der Petenten etwa 1,60 m. Es kann daher erwartet 
werden, daß der ausgeworfene Erdkegel an der Erdoberfläche 
größer ist als bei der üblichen Erddeckung von 1 m. Die TÜV- 
Gutachten haben sich mit den Auswirkungen einer Explosion 
einschließlich der Flammen Wirkung auf die B 482 und die sich 
daran anschließende Eisenbahnstrecke Minden-Nienburg über- 
haupt nicht befaßt. 

Außerdem halten wir es für erforderlich, die im Baugesetzbuch 
verankerte vorzeitige Bürgerbeteiligung (§ 3 Abs. la BauGB) im 
gleichen Sinne künftig auch bei der Planung von Energie-Versor- 
gungsleitungen sicherzustellen. 

Bei der künftigen Planung von Energie-Versorgungsleitungen, 
z. B. Gas-Hochdruckleitungen oder Hochspannungsleitungen, 
sollten betroffene Bürger möglichst frühzeitig über die allgemei- 
nen Ziele und Zwecke der Planung und die voraussichtlichen 
Auswirkungen der Planung öffentlich unterrichtet werden. Die 
Bestimmungen des geltenden Energiewirtschaftsgesetzes werden 
diesen heutigen selbstverständlichen Anforderungen auf Mitwir- 
kung der von der Planung betroffenen Bürger nicht gerecht. 



